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Endlich  
Rechtssicherheit
Viele Menschen haben Angst 
davor, am Ende ihres Lebens 
der Intensivmedizin hilflos 
ausgeliefert zu sein und ha-
ben deshalb Patientenverfü-
gungen verfasst. Rechtsver-
bindlich waren diese bisher 
aber nicht. Diesen Zustand 
hat der Bundestag am 18. 
Juni 2009 mehrheitlich been-
det. Ich habe mich aktiv für 
eine Lösung eingesetzt.
Wirkt eine medizinische Be-
handlung lebenserhaltend 
– oder verlängert sie das 
Sterben? Alle Patientinnen 
und Patienten müssen für 
jede Krankheitsphase selbst 
über die Einleitung oder den 
Abbruch einer solchen Maß-
nahme entscheiden können. 
Das muss auch denjenigen 
ermöglicht werden, die nicht 
mehr in der Lage sind, ihre 
Wünsche zu artikulieren. 
Jede Person, die eine Pati-
entenverfügung verfasst hat, 
muss sich sicher sein, dass 
diese geachtet und umge-
setzt wird. 

Nur rezeptfrei 
Apotheken können weder 
durch Drogeriemärkte noch 
durch den Versandhandel 
ersetzt werden. Medika-
mente sind keine Ware wie 
jede andere. Ihre Abgabe 
erfordert hohe Qualitäts- 
und Sicherheitsstandards. 
Erforderlich ist eine umfas-
sende Beratung durch un-

Bundestag im Endspurt
Viele Anträge der LINKEN auf der Tagesordnung – eine Auswahl

Initiativen der Fraktion 
Agrarforschung
DIE LINKE will eine Aufwer-
tung der Agrarforschung, 
damit diese einen besseren 
Beitrag zur Sicherung der 
Welternährung, zur Armuts-
bekämpfung und im Zusam-
menhang mit dem Klimawan-
del leisten kann.

Antrag, DS 16/12998

Unschuldsvermutung
Die Unschuldsvermutung 
muss auch im Arbeitsrecht 
gelten. Verdachtskündi-
gungen sind auszuschließen.

Antrag, DS 16/13383

Keine Sonderstellung
Die Bundeswehr genießt 
eine Sonderstellung an den 
Schulen und wirbt dort indi-
rekt für  Berufsnachwuchs. 
Die Bundesregierung wird 
aufgefordert, diese Praxis zu 
beenden.

Antrag, DS 16/13060

Schnelles Internet
Die LINKE fordert die Bun-
desregierung auf, große Te-
lekommunikationsunterneh-
men gesetzlich zum Ausbau 
des schnellen Internets auf 
dem Land zu verpflichten. 
Dafür ist der Universaldienst 
auszuweiten.

Antrag, DS 16/12999

Staatsgarantie
Den durch die Krise wach-
senden Finanzproblemen 
der Sozialversicherungen 
soll mit einer Staatsgarantie 
begegnet werden. Leistungs-
kürzungen müssen gesetz-
lich ausgeschlossen werden.

Antrag, DS 16/12857

abhängiges und gut ausge-
bildetes Personal. Deshalb 
tritt meine Fraktion dafür 
ein, den Versandhandel auf 
rezeptfreie Arzneimittel zu 
begrenzen.
Wenn der Versandhandel 
das flächendeckende Apo-
thekennetz in Frage stellt, 
gibt es ein Versorgungs- und 
Beratungsproblem. Dies 
betrifft insbesondere Men-
schen auf dem Land und 
ältere, zumeist mehrfach 
Erkrankte. 

Karenzzeit für Minister
Ex-Minister XY hat einen 
Posten beim Großunter-
nehmen Z übernommen. 
Nachrichten dieser Art gibt 
es vor allem nach Bundes-
tagswahlen. Aktuell fließen 
Milliarden Euro an Banken, 
Versicherungen und Unter-
nehmen, um deren Insolvenz 
zu verhindern. Aktiv daran 
beteiligt: die Mitglieder der 
Bundesregierung. Sie ent-
scheiden über das Fortbeste-
hen oder den Untergang von 
Firmen. Um den Verdacht zu 
vermeiden, sie würden auch 
Privatinteressen verpflichtet 
sein, haben wir die Mitglieder 
der Bundesregierung auf-
gefordert, fünf Jahre nach 
ihrem Ausscheiden aus dem 
Amt keinen Vorstands- oder 
Aufsichtsratsposten in einem 
Unternehmen anzunehmen, 
das vor der Insolvenz geret-
tet wurde.

Auf Platz eins
Mit ihrem Bekenntnis zur 
Prävention im Koalitionsver-
trag von 2005 haben Union 
und SPD den Mund zu voll-
genommen, denn eine parla-
mentarische Initiative für ein 
Präventionsgesetz blieb aus. 
DIE LINKE will, dass die Prä-
vention zur ersten Säule der 
Gesundheitssicherung aus-
gebaut und der Behandlung, 
Rehabilitation und Pflege 
vorangestellt wird. Prävention 
soll Ungleichheiten hinsicht-
lich der Gesundheitschancen 
verringern. Das sind vor 
allem soziale Ungleichheiten 
und solche, die aus dem Ge-
schlecht, einer Behinderung 
oder – bei Migranten –  der 
Herkunft resultieren. Damit 
Präventionsmaßnahmen 
greifen, müssen sie an der 
Lebenswelt der Menschen 
anknüpfen und dort ange-
siedelt sein. Die jeweiligen 
Gruppen sollen aktiv an der 
Planung und Umsetzung 
beteiligt sein.

Aus für Rente ab 67
Die Rente erst ab 67 muss 
gestoppt werden. Dieses Vor-
haben wird vor allem als Ren-
tenkürzungsprogramm wirken 
und Altersarmut nach sich zie-
hen. Der Widersinn zeigt sich 
besonders im Angesicht der 
Krise. Schon jetzt steigt die 
Zahl der älteren Arbeitslosen 
dramatisch an. Das bedeutet 
mehr Frühverrentungen und 
höhere Abschläge. In Ost-
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deutschland werden beson-
ders viele Menschen betroffen 
sein, denn deren Rentenan-
sprüche fallen häufig durch 
lange Zeiten der Arbeitslosig-
keit ohnehin niedrig aus. Zu-
gleich verringert die Rente ab 
67 die Chancen der Jüngeren 
auf dem Arbeitsmarkt. 

Bezahlbare  
Krankenversicherung
Viele Selbständige, zum 
Beispiel Ich-AGler, haben 
ein sehr kleines Einkommen. 
Doch auch für sie wird in der 
Gesetzlichen Krankenver-
sicherung ein Mindesteinkom-
men von 1.890 Euro ange-
nommen. Daraus resultiert ein 
Monatsbeitrag von rund 290 
Euro. Nur in seltenen Fällen 
wird von 1.260 Euro ausge-
gangen. Das macht immer 
noch rund 190 Euro. 
Privatversicherte Selbstän-
dige sind nicht besser dran. 
Wer zusätzliche Leistungen 
nach Hartz IV beziehen muss, 
zahlt monatlich 285 Euro 
an seine Kasse. An diesen 
Kosten beteiligt sich das Job-
Center nur mit 129 Euro. Die 
Differenz von über 155 Euro 
muss aus dem Regelsatz von 
359 Euro gezahlt werden.
Wir wollen für die gesetzlich 
Versicherten eine Mindest-
bemessungsgrundlage von 
nur noch 840 Euro, was zu 
Beiträgen von 125 bis 130 
Euro führt. Hilfeberechtigte 
privat Versicherte sollen nicht 
mehr zahlen als der Träger 
der Grundsicherung dafür 
erstattet.

Nur noch das 20-fache
Der durchschnittliche Vor-
standsvorsitzende eines 
DAX-Unternehmens erhielt 
2005 mit 3,9 Millionen Euro 
fast 150 mal so viel wie ein 
durchschnittlicher Arbeit-
nehmer. DIE LINKE fordert, 
Managementgehälter auf das 
Zwanzigfache der niedrigsten 
Lohngruppe zu begrenzen. 
Mit den Vorstandsvergü-
tungen müssen automatisch 
die Löhne erhöht werden. 
Die Einkommensunter-
schiede bedürfen einer ange-
messenen Grundlage. Dazu 
gehören Unterschiede in Ver-
antwortung, Qualität, Fleiß 
oder Begabung. Werden die 
Einkommensunterschiede 
maßlos, gefährdet das den 
sozialen Frieden.

In der Krise 24 Monate
Prognosen zufolge wird die 
Arbeitslosigkeit rasant stei-
gen. Nach dem kurzen Bezug 
von Arbeitslosengeld I wer-
den die meisten Betroffenen 
gezwungen sein, Teile ihrer 
Ersparnisse aufzubrauchen 
und Lebensversicherungen 
zu veräußern. Sich auf diese 
Weise arm zu leben, ist die 
Voraussetzung für Hartz-
IV-Leistungen. Um soziale 
Härten zu vermeiden, soll 
die Bezugsdauer von Ar-
beitslosengeld I umgehend 
auf einheitlich 24 Monate 
ausgeweitet werden. Diese 
Maßnahme, die zugleich die 
Binnennachfrage stabilisiert, 
soll für zwei Jahre gelten.


